Markt Essing

Niederschrift

uber die

Offentliche/Nicht 6ffentliche Sitzung des Marktgemeinderates

Anwesend waren:
1. Birgermeister
Nowy, Jorg
Marktratsmitglied
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Meier, Birgit
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Schéffer, Harald
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Fehlend:
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Marktratsmitglied
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am Dienstag, 20. Mai 2025

Im Sitzungssaal Rathaus Essing
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Beginn der offentlichen Sitzung: 19:00 Uhr
Beginn der nicht 6ffentlichen Sitzung: 20:45 Uhr
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Genehmigung der Sitzungsniederschrift des 6ffentlichen Teils der
Marktgemeinderatssitzung vom 15.04.2025

Ortseinbeziehungssatzung Altessing;
Behandlung der Stellungnahmen und erneuter Billigungsbeschluss

Beteiligung der Offentlichkeit

Beteiligung der Behérden;
Behorden Trager offentlicher Belange und sonstige Fachstellen ohne Stellungnahme und
ohne Einwendungen

Beteiligung der Behdrden;
. Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege vom 30.03.2022

Beteiligung der Behorden;
. Bund Naturschutz — Kreisgruppe Kelheim vom 25.04.2022

Beteiligung der Behdrden;
. Deutsche Telekom Technik GmbH vom 24.03.2022

Beteiligung der Behorden;
. Bayernwerk Netz GmbH vom 01.04.2022

Beteiligung der Behdrden;
. Telefonica Germany GmbH & OHG vom 11.04.2022 sowie 12.07.2022

Beteiligung der Behorden;
. Regionaler Planungsverband Region 11 Regensburg vom 22.04.2022

Beteiligung der Behérden;
. Wasserwirtschaftsamt Landshut vom 25.04.2022

Beteiligung der Behorden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Bauplanungsrecht vom 12.04 2022

Beteiligung der Behérden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Stadtebau vom 12.04 2022

Beteiligung der Behorden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Immissionsschutz vom 12.04.2022

Beteiligung der Behérden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Naturschutz vom 12.04.2022

Beteiligung der Behorden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Abfallrecht kommunal vom 12.04.2022

Erneuter Billigungsbeschluss

Ortsrecht
Neuerlass einer Satzung zur Einfihrung einer Pflicht zum Nachweis von Stellplatzen fur
Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung)

Informationen und Anfragen



TOP 01 Genehmigung der Sitzungsniederschrift des offentlichen Teils der
Marktgemeinderatssitzung vom 15.04.2025

Sachvortrag:

Es wird bemangelt, dass die Vorfeld durchgefiihrten Anderungen im Protokollentwurf nicht
kommuniziert werden.

Beschluss:
Die Niederschrift des offentlichen Teils der Marktgemeinderatssitzung vom 15.04.2025 wird ohne

Einwendungen angenommen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: 9
TOP 02 Ortseinbeziehungssatzung Altessing;

Behandlung der Stellungnahmen und erneuter Billigungsbeschluss

Sachvortrag:

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrifit BGM Nowy Frau Winter von der Fa. Komplan

MR Harald Schéffer ist wegen personlicher Beteiligung von der Beratung und Beschlussfassung
ausgeschlossen.

TOP 02 A Beteiligung der Offentlichkeit

Sachvortrag:

Die Unterrichtung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB fand im Zeitraum vom 21.03.2022 bis
25.04.2022 statt. Dabei wirden folgende Einwénde und Anregungen vorgebracht:

o Einwender 1 vom 11.04.2022
Stellungnahme:
Erganzungen fur die Einbeziehungssatzung in Altessing

1. Baugrundstiucksflache (Nummer 24, Schellneckerstral3e 54) bitte in Richtung sudliche
Grundstiicksgrenze bis zum Damm erweitern wie bei den anderen Grundstiicken.
Baugrenze, wenn moglich bitte mit erweitern.

2. Derzeitiger Text:
Baugrenze: Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch Baugrenzen
festgesetzt. Eine Hohenentwicklung mit einer Wandhohe von bis zu 6,5m fir Gebaude ist
zulassig.



Vorschlag: Eine Hoéhenentwicklung mit einer Wandhdhe bergseits von bis zu 6,50 m fir
Gebéude ist zulassig.

Bezugspunkte fir die Festsetzung der Héhe der baulichen Anlagen

Nach Abs. 1 mussen bei der Festsetzung der Hohe der baulichen Anlagen die
erforderlichen Bezugspunkte bestimmt werden. Als obere Bezugspunkte bzw.
Bezugslinien kommen bei Gebauden mit Satteldachern beispielsweise die Trauflinie oder
die Firstlinie in Betracht, bei Gebauden mit Flachdach die Oberkante der Wand (vgl. Nr.
2.8 Anlage zur PlanzV). Die Gebaudehthe kann unmittelbar mit Bezug auf NN oder mit
Bezug auf einen im Bebauungsplan festgesetzten Punkt oder eine Linie in der
Gelandeoberflache festgesetzt werden. https://www.rehm-verlag.de

Derzeitiger Text:

Baugrundstuicksflache - Planung:

Erganzung: Ausserhalb Baugrenze - im Bereich Baugrundstticksflache
Uberschreitung der Baugrenze durch Balkone, Pool und Terrasse bis 5m sind zuléssig
sowie Nebengebaude bis 70m2 Grundflache

Baugrenzen sind im Bebauungsplan als blaue Linie gekennzeichnet. § 23 Absatz 3
BauNVO ordnet an: ,Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dirfen Gebaude und
Gebaudeteile diese nicht Uberschreiten. http://www.bau-rat.de

10 Immissionsschutz
10.4 mogliche Ergénzung:
L&arm auch durch landwirtschaftliche Betriebe mdglich

Rein informativ
Erlauterung der Einstufung (WP) der Grundstiicke (Ausgangssituation) und Erklarung der
moglichen KompensationsmafRhahmen mit deren Wertigkeit

Beschluss:

Von den Ausfiuihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Burgerin/ des Birgers wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Erweiterung der Baugrundstuicksflache sowie der Baugrenze in Richtung Stden

FI.Nr.24, SchellneckerstralRe 54
Dieser Wunsch war der Kommune bereits bekannt und da es sich um eine, der
ersten Einschatzung nach, eher heikle Thematik in Bezug auf bestehende Gehdlze
und den Artenschutz handelt wurde im Zuge der Fachstellenbeteiligung nach § 4
Abs. 2 BauGB die Fachstelle Landratsamt Kelheim, Abteilung Naturschutz bereits zu
dem Thema ,Erweiterung der Baugrenze nach Siiden” an der Stelle konsultiert.
Demnach ergeht in der Stellungnahme der Fachstelle entsprechend die Aussage,
dass eine Erweiterung der Bauflachen zu einer Erh6hung des Eingriffs in den
Naturhaushalt und zu méglichen artenschutzrechtlichen Konflikten fihrt. Zudem
verursachen Gehdlzrodungen am Ortsrand einen Eingriff in das Landschaftsbild. Bei
einer Erweiterung der Bauflache ist daher die Eingriffsregelung zu iberarbeiten und
eine artenschutzrechtliche Uberprufung vorzunehmen. Zudem ist darauf zu achten,
dass die vorhandene Ortsrandeingriinung nicht vollstandig beseitigt und eine
wirkungsvolle Ortsrandeingriinung erhalten wird. Unter diesen Voraussetzungen
bestehen seitens der Fachstelle keine grundsatzlichen Bedenken. So verbleibt der
Markt Essing mit dem Zugesténdnis, die Baugrundsticksflache als auch die
Baugrenze um weitere finf Meter nach Suden zu erweitern. Da neben den Aspekten
des Artenschutzes auch der behutsame Umgang der baulichen Anlagen nebst der
Altmuhl, die regionalplanerischen Vorgaben (Lage innerhalb eines Regionalen
Griinzugs als auch im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet) sowie grundsatzlich eine
stadtebaulich sinnvolle Arrondierung zu werten sind, erachtet der Markt Essing eine
dartber hinaus gehende Erweiterung nach Siden als nicht mehr vertretbar. Die



https://www.rehm-verlag.de/
http://www.bau-rat.de/

Eingriffsbilanzierung wird entsprechend nachgefiihrt, weiter erfolgt nach erneuter
Einsichtnahme der von der Baugrundstuicksflachenerweiterung betroffenen Gehélze
eine Definition entsprechender ArtenschutzmafRnahmen welche dann verbindlich
festgesetzt werden.

2. Hohenentwicklung und Wandhohe:

Eine Einbeziehungssatzung trennt den Innenbereich vom AufRenbereich und dient
nicht wie ein Bebauungsplan als Baurechtsschaffung. So sind die Details im Zuge
der Einzelbaugenehmigung mit den entsprechenden Behérden zu kléaren. Die
festgesetzte Wandhohe von 6,50m wird daher nicht angepasst. Auf einen
behutsamen Umgang der baulichen Anlagen nebst der Altmihl auch in Anbetracht
der regionalplanerischen Vorgaben wird verweisen.

3. Nebenanlagen:

Nebenanlagen werden uber den § 14 BauNVO geregelt und sind vom Bauwerber
eigenverantwortlich im Zuge nachgeordneter Verfahren zu regeln.

4. Immissionsschutz

Weitere Aussagen zu betrieblichen Nutzungen, so der Verweis auf Larm durch
landwirtschaftliche Betriebe, sind nicht relevant, da es sich bei vorliegender
Gemengelage um ein Dorfmischgebiet handelt. So bedarf es auf vorliegender
Planungsebene keiner weiteren Beriicksichtigung.

5. Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung wird unter Ziffer 16 Eingriffsregelung in der Bauleitplanung
(Bilanzierung) abgehandelt. Darunter vermerkt auch die Vorgehensweise zur
Ermittlung des erforderlichen Ausgleichsbedarfs mitunter durch eine
Bestandsbeschreibung der entsprechenden Erweiterungsflachen sowie der Verweis
auf die Biotop- und Nutzungstypen [BNT] der Biotopwertliste der Bayerischen
Kompensationsverordnung [BayKompV] sowie Erklarungen zur Anwendung sowie
dem Aufzeigen entsprechender Aufwertungen mittels einer tabellarischen
Darstellung. An der Stelle wird demnach auf die zuvor genannte Ziffer verwiesen und
es ist nichts weiter zu veranlassen.

Die Burgerin/ der Burger erhélt einen Abdruck des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 B Beteiligung der Behorden;
Behdorden Trager offentlicher Belange und sonstige Fachstellen ohne Stellungnahi
und ohne Einwendungen

Sachvortrag:

Die Unterrichtung der Behtrden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 2
BauGB fand ebenfalls in der Zeit vom 21.03.2022 bis 25.04.2022 statt. Insgesamt wurden am
Entwurfsverfahren 31 betroffene Fachstellen beteiligt, dessen Ergebnis sich wie folgt
zusammenfassen lasst:



Folgende Behdrden, Trager 6ffentlicher Belange und sonstige Fachstellen haben keine
Stellungnahme abgegeben:

e Bayerischer Bauernverband
Bayerisches Landesamt fur Umwelt
Deutsche Post AG
Energienetze Bayern GmbH & Co.KG
Zweckverband Wasserversorgung Jachenhausener Gruppe
Landratsamt Kelheim — Abt. Kreisstra3enverwaltung
Landratsamt Kelheim — Abt. Gesundheitswesen
Landratsamt Kelheim — Abt. Straenverkehrsrecht
Regierung von Niederbayern — Hohere Landesplanung

Somit wird von diesen Tragern 6ffentlicher Belange Einverstéandnis mit der Planung
angenommen.

Folgende Behdrden, Trager 6ffentlicher Belange und sonstige Fachstellen haben eine
Stellungnahme ohne Einwé&nde abgegeben:

e Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 22.04.2022
Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung vom 24.03.2022
Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 26.04.2022
Zweckverband Abwasserbeseitigung vom 21.03.2022 u. 22.04.2022
Landratsamt Kelheim — Abt. Wasserrecht vom 12.04.2022
Landratsamt Kelheim — Abt. Feuerwehrwesen / Kreisbrandrat vom 12.04.2022
Landratsamt Kelheim — Abt. Abfallrecht staatlich vom 12.04.2022
Stadt Kelheim vom 29.03.2022
Gemeinde lhrlerstein vom 11.04.2022
Stadt Riedenburg vom 22.03.2022

TOPO02C Beteiligung der Behérden;
. Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege vom 30.03.2022

Sachvortrag:

Stellungnahme:

Wir bedanken uns fir die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, bei
kiinftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B Q)
und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege, als Trager offentlicher Belange, wie folgt Stellung:

Bau- und Kunstdenkmalpflegerische Belange:

Im Nahebereich befinden sich die mit folgenden Texten in der bayerischen

Denkmalliste verzeichneten Baudenkmaéler:

D-2-73-121-14 Kath. Kirche St. Martin, Saalkirche mit Steildach und eingezogenem
Rechteckchor, Chorturm mit Spitzhelm, im Kern 2. Halfte 13. Jh., Ausbau und Turmhelm
1709/10; mit Ausstattung; Kirchhofummauerung, 17./18. Jh., im 19. Jh. erweitert, 1975 Einbau
eines Tors aus dem 16. Jh. vom abgebrochenen Pfarrhof; ehem. Kapelle St. Katharina,
zweigeschossiger Steildachbau, Anfang 17. Jh., 1803 profaniert und zum Wohnhaus
umgebaut; Epitaphien des 16. bis 18. Jh.; an der Ostwand der Friedhofskapelle.

D-2-73-121-24 Abschnitt des Ludwig-Donau-Main-Kanals, kiinstlich angelegte Wasserstral3e
zwischen Kelheim und Bamberg auf einer Lange von 173 km mit ehemals 100 Schleusen,
zahlreichen wasser- und schifffahrtstechnischen Anlagen und Gebauden zur Herstellung eines
durchgehenden Wasserweges zwischen der Nordsee und dem Schwarzen Meer, 1836-45 von
Heinrich Freiherr von Pechmann auf Veranlassung Kénig Ludwigs |. von Bayern; Briicke,
Eisenfachwerk, Auflager und Anlaufe aus Kalkstein, 1836-45, 1982 versetzt.



Vorsorglich sollte jedoch stets darauf hingewiesen werden, dass die Denkmalliste lediglich ein
nachrichtliches Verzeichnis bekannter Denkmaler darstellt und auch derzeit nicht in der
Denkmalliste verzeichnete Objekte den Schutzbestimmungen des Bayerischen
Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) unterliegen, falls die in Artikel 1 Abs. 1 und 2 definierten
Voraussetzungen erfullt sind.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand (s.0.) ist aufgrund der zwischen den laut
Einbeziehungssatzung neu zu bebauenden Flachen und den Baudenkméalern vorhandenen
Bebauung mit Ausnahme der Flachen unmittelbar am Ludwig-DonauMain-Kanal (FI.-Nr.
116/1) keine unmittelbare Sichtbeziehung gegeben. Vor diesem Hintergrund sind demnach
nur in diesem Bereich denkmalpflegerische Belange betroffen. Grundsatzlich ist Abteilung A
(Baudenkmalpflege) des BLfD méglichst friihzeitig an Verfahren zu beteiligen, falls im Sinne
von Art. 6 Abs. 1 und 2. BayDSchG MalRnahmen an Baudenkmélern vorgenommen werden
sollen. Dies gilt auch fur Falle von Veranderungen im Umfeld von Baudenkmaélern, falls sich
dies auf deren Bestand oder Erscheinungsbild auswirken kann.

Bodendenkmal pflegerische Belange:
In unmittelbarer Nahe zu oben genanntem Planungsgebiet befinden sich folgende
Bodendenkmaler:

D-2-7036-0019 Fruhmittelalterliches Reihengraberfeld.

D-2-7036-0192 Untertagige mittelalterliche und frihneuzeitliche Befunde im Bereich der Kath.
Filialkirche St. Martin und der profanierten Kapelle St.
Katharina in Altessing, darunter die Spuren von Vorgangerbauten bzw. dlteren Bauphasen.

Aus der weiteren Umgebung sind vorgeschichtliche Siedlungsspuren bekannt (D-2- 7036-
0018).

Siedlungsareale, aber auch Bestattungsplatze des Frihen Mittelalters kbnnen dabei stets eine
groRere flachenhafte Ausdehnung erreichen als nach Quellenstudium bekannt und sich auch
in die derzeit Uberplanten Flachen fortsetzen. Die Siedlungsgunst des Naturraumes, vor allem
auch wahrend vorgeschichtlicher Zeit wurde durch die bauvorgreifenden archéologischen
Untersuchungen zum Bau des Main-Donau-Kanals offensichtlich. Daher sind in allen
Uberplanten Bereichen auch Reste der intensiven vorgeschichtlichen Nutzung des Areals
moglich.

Wegen der bekannten Bodendenkmaler in der Umgebung und der siedlungsginstigen
Topographie des Planungsgebietes sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes weitere
Bodendenkmaler zu vermuten.

Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmaler zu vermuten sind,
bedirfen geman Art. 7 Abs. 1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen
Erlaubnis. Wir bitten Sie deshalb, folgenden Text in die textlichen Hinweise auf dem Lageplan
und ggf. in den Umweltbericht zu Ubernehmen:

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren
Denkmalschutzbehérde zu beantragen ist.

Das Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die
fachlichen Anforderungen formulieren.

Der Hinweis auf Art. 8 BayDSchG ist nicht ausreichend.

Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7 Abs. 1
BayDSchG die archaologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die qualifizierte Beobachtung



des Oberbodenabtrags bei privaten Vorhabentragern, die die Voraussetzungen des § 13 BGB
(Verbrauchereigenschaft) erfullen, sowie Kommunen soweit mdglich durch Personal des
Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege begleitet; in den tbrigen Fallen beauftragt das
Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege auf eigene Kosten eine private Grabungsfirma. In
Abstimmung kann auch eine fachlich besetzte Untere Denkmalschutzbehdrde (Kreis- und
Stadtarché&ologie) tatig werden. Informationen hierzu finden Sie unter:
https://www.blfd.bayern.de/mam/inforrnation und service/publikationen/denkmalpflege-themen
denkmalvermutung-bodendenkmal- pflege 2016.pdf

Wir weisen darauf hin, dass die erforderlichen Malinahmen abhangig von Art und Umfang der
erhaltenen Bodendenkmaéler einen grof3eren Umfang annehmen kdnnen und rechtzeitig
geplant werden mussen. Sollte die arch&ologische Ausgrabung als Ersatz fur die Erhaltung
eines Bodendenkmals notwendig sein, sind hierbei auch Vor und Nachbereitung der
Ausgrabung zu bertcksichtigen (u.a. Durchfihrungskonzept, Konservierung und Verbleib der
Funde). Bei der Verwirklichung von Bebauungsplénen soll grundsatzlich vor der Parzellierung
die gesamte Planungsflache archéologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten fur
den einzelnen Bauwerber zu reduzieren (vgl. BayVGH, Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B
00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3/ Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/1 (B 127), 68 ff. [mit
Anm. W. K. Gohner]; BayVG Minchen, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M 29 K 00838, EzD
2.3.5Nr. 2).

Als Alternative zur archéologischen Ausgrabung kann in bestimmten Féllen eine
Konservatorische Uberdeckung der Bodendenkmaler in Betracht gezogen werden. Eine
Konservatorische Uberdeckung ist oberhalb des Befundhorizontes und nur nach Abstimmung
mit dem BLfD zu realisieren (z.B. auf Humus oder kolluvialer Uberdeckung). Vgl. zur
Anwendung, Ausfiihrung und Dokumentation einer Konservatorischen Uberdeckung
https://www.blfd.bayern.de/mam/information und

service/fachanwender/konservatorische ueberdeckung bodendenkmaeler 2020.pdf sowie
https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/dokuvorgaben april
2020.pdf, 1.12 Dokumentation einer Konservatorischen Uberdeckung. Das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege berét in Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehdrde
bei der Prifung alternativer Planungen unter denkmalfachlichen Gesichtspunkten.

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der
Bodendenkmalpflege entnehmen Sie auch bitte der Broschire ,Bodendenkmaler in Bayern.
Hinweise fir die kommunale Bauleitplanung"

(hlitps:/iwww.blfd.bayern.de/mam/abteilungen und aufgaben/bodendenkmalpfleg e/kommunale
bauleitplanung/2018 broschuere kommunale-bauleitplanung.pdf)

Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des
Bayerischen Staatsministeriums fiir Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen
Landesamts fiir Denkmalpflege zur Uberplanung von (Boden-) Denkmaélern entnehmen Sie
bitte dem Vollzugsschreiben des StMBW vom 09.03.2016
(https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/vollzugsschreiben
bodendenkmal 09 03 2016.pdf) sowie unserer Homepage
https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/rechtliche grundlagen
tberplanung bodendenkmaéler.pdf

(Rechtliche Grundlagen bei der Uberplanung von Bodendenkmalern).

In Umsetzung der Rechtsprechung des Bayerischen Verfassungsgerichtshof (Entscheidung
vom 22. Juli 2008, Az.: Vf. 11-VII-07, juris / NVwZ 2008, 1234-1236 [bestatigt durch die
nachgehenden Beschlisse des Bundesverfassungsgerichts vom 4.November 2008, Az.: 1
BVR 2296/08 & 1 BvR 2351/08, n. v.]) wird dringend angeregt, aus stadtebaulichen Griinden
geeignete Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B. nach Nummern 2, 9, 10, 11, 15, 20
[Bodendenkmal als ,Archiv des Bodens"]) vorzunehmen.

Die Untere Denkmalschutzbehdrde erhélt dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um
Kenntnisnahme. Fir allgemeine Riickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der
Bauleitplanung stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfliigung. Fragen, die konkrete
Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie


https://www.blfd.bayern.de/mam/inforrnation%20und%20service/publikationen/denkmalpflege-themen%20denkmalvermutung-bodendenkmal-%20pflege%202016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/inforrnation%20und%20service/publikationen/denkmalpflege-themen%20denkmalvermutung-bodendenkmal-%20pflege%202016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information
https://www.blfd.bayern.de/mam/information%20und%20service/fachanwender/vollzugsschreiben%20bodendenkmal%2009%2003%202016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information%20und%20service/fachanwender/vollzugsschreiben%20bodendenkmal%2009%2003%202016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information%20und%20service/fachanwender/rechtliche_grundlagen%20überplanung%20bodendenkmäler.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information%20und%20service/fachanwender/rechtliche_grundlagen%20überplanung%20bodendenkmäler.pdf

ggof. direkt an den fir Sie zustédndigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege
(www.blfd.bayern.de).

Beschluss:

Von den Ausfiihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung genommen:

Bau- und Kunstdenkmalpflegerische Belange:

Die Fachstelle bestatigt, dass sich im Nahebereich des Geltungsbereiches Baudenkmaler
befinden. Diese sind bereits in der Plandarstellung mittels Festsetzung durch Planzeichen
enthalten und liegen auBerhalb des Geltungsbereiches. Im Weiteren werden die
Baudenkmadler in den Festsetzungen durch Planzeichen unter Baudenkmaler aufgelistet sowie
in der Plandarstellung entsprechend benannt. Die ergdnzenden Hinweise der Fachstelle
werden redaktionell in der Begriindung unter Ziffer 3.6.1 Baudenkmaler nachgefuhrt.

Die Fachstelle verweist zudem darauf, dass zwischen dem Baudenkmal des Ludwig-Donau-
Main-Kanal und den neu zu bebauenden Flachen auf FI.-Nr. 116/1 eine Sichtbeziehung
besteht und von diesem Hintergrund her nur in diesem Bereich denkmalpflegerische Belange
betroffen sind und von dem her die Abteilung A (Baudenkmalpflege) des BLfD mdglichst
frihzeitig an Verfahren zu beteiligen ist, falls Malinahmen an Baudenkmalern oder
Veréanderungen im Umfeld von Baudenkmalern, falls sich dies auf deren Bestand oder
Erscheinungsbild auswirken kann, vorgenommen werden sollen. Der Markt Essing geht davon
aus, dass dies durch Beteiligung des Bayerischen Landesamtes fir Denkmalpflege und der
vorliegenden Stellungnahme zur Bau- und Kunstdenkmalpflege erfullt ist.

Bodendenkmal pflegerische Belange:

Die Fachstelle bestatigt, dass sich im Nahebereich des Geltungsbereiches Bodendenkmaler
befinden. Diese sind bereits in der Plandarstellung mittels Festsetzung durch Planzeichen
enthalten und liegen auBerhalb des Geltungsbereiches. Im Weiteren werden die
Bodendenkmaler in den Festsetzungen durch Planzeichen unter Bodendenkmaéler aufgelistet
sowie in der Plandarstellung entsprechend benannt. Die ergdnzenden Hinweise der Fachstelle
werden redaktionell in der Begruindung unter Ziffer 3.6.2 Bodendenkméler nachgefuhrt.
Zudem wird Ziffer 2 Denkmalschutz der Hinweise durch Text der gegenstandlichen
Einbeziehungssatzung auf den Passus:

,Flr Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustéandigen Unteren Denkmalschutzbehérde zu
beantragen ist.”

redaktionell reduziert.

Die seitens der Fachstelle ergénzenden Hinweise ergehen zur Kenntnis.

Das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege erhalt einen Abdruck des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt:

Anwesende Mitglieder: 10




TOP 02D Beteiligung der Behérden;
. Bund Naturschutz — Kreisgruppe Kelheim vom 25.04.2022

Sachvortrag:

Stellungnahme:

Der BUND Naturschutz bedankt sich fir die Zusendung der Unterlagen und beteiligt sich als
anerkannter Naturschutzverband - vertreten durch die Kreisgruppe Kelheim - an o.g.
Verfahren.

Gesamtsituation:

Als Anwalt von Natur und Umwelt setzt sich der BUND Naturschutz auch sehr fur den
Ressourcenschutz ein.

Ein weiterer Verbrauch der Ressource ,Landschaft", sei es Ackerland, Wiese, Wald oder
naturnahe Flache ist nicht mehr zeitgemafl und muss zum Wohle der Enkelgeneration wo
immer moglich vermieden werden.

Der 6kologische FuBabdruck der Menschen in Bayern ist nach Aussage der Wissenschaft
mindestens um den Faktor 3 Glber dem maximal Zulassigen. Da eine Reduzierung der
Bevdlkerung um den Faktor 3 sicher nicht méglich ist, misste der Lebensstandard (besser:
Verbrauchsstandard) sukzessive um den Faktor 3 gesenkt werden. Was nicht Gberbaute
Flachen betrifft, sollten diese zumindest nicht weiter Gberbaut werden. Nach den
Erkenntnissen der Wissenschaft misste in groBem Stil eine Renaturierung (Landwirtschatt,
Natur) von schon tberbauten Flachen erfolgen. Je friiher damit begonnen wird, desto
geringer sind die Nachteile fur unsere Enkelgeneration. Wichtig ist, dass jede Institution - so
auch jede Kommune - im eigenen Wirkungskreis den Ressourcenschutz allgemein und den
Verzicht auf den Uberbau von Landschaft praktiziert, vollig unabhéngig von gesetzlichen
Zwangen.

Wesentlich ist, vorhandene Bausubstanz zu pflegen und zu modernisieren/sanieren -
inshesondere Leerstande - und vorhandenes Baurecht auf unbebauten Flachen
durchzusetzen. Eine sinnvolle Verdichtung ist eine Option (mehr und kleinere
Wohneinheiten; mehr Bewohner in grol3en Wohneinheiten, z.B. durch Tauschprogramme
Junge Familie fur Alleinstehende in groRen Wohneinheiten; Programme, um die
durchschnittliche Anzahl von Personen/Wohnflache zu erhéhen; Vorgabe von Bauzwang)
und vor allem die Abkehr von einer Ansiedlungspolitik, wie sie im gesamten Landkreis
Kelheim seit Jahrzehnten verfolgt wird. Der behandelte Geltungsbereich umfasst eine Flache
von weniger als 1, 17 ha (Erweiterungsflachen selbst 0,5743 ha). Die Verdichtung der
Bebauung entlang des Rhein-Main-Donau-Kanals kann aus unserer Sicht fir den lokalen
Bedarf vertreten werden. Die 3 Baugrundstiicke im Osten (FINr 116/1) sind nicht als eine
Verdichtung anzusehen, sondern erstrecken sich in den landwirtschaftlich genutzten Bereich
(s.a. Flachennutzungs- bzw. Landschaftsplan). Dieser Teil der Planung wird von unserer
Seite als nicht notwendiger Flachenverbrauch abgelehnt.

Nicht nachvollziehbar sind die letztlich willkirlich gewéhlten 5 Baufelder entlang des
Radfahrwegs am Kanal. Wir empfehlen ein passendes Baurecht auf allen Grundstiicken
Zwischen dem westlichen und dstlichem Baufeld zu schaffen. Das wéren dann 4-5
Wohneinheiten mehr als dargestellt und es wiirde sich um eine konsequente planerische
Entwicklung handeln.

Damit es sich nicht Gber Jahrzehnte um unbebaute Areale mit Baurecht handelt, empfehlen
wir auch die Vorgabe eines Bauzwangs von z.B. < 5 Jahren (z.B. Uber einen stadtebaulichen
Vertrag). Fir die Ablehnung der Bebauung auf FINr 116/1 spricht auch die Nahe zu einer
Vielzahl von Biotopen und des Naturschutzgebiets ,Hirschberg und Altmuhlleitn”.

Okologische Ausgleichflachen:

Die 6kologischen Ausgleichflachen sind nicht als ,Offentliches Griin" dargestellt. Aufgrund
unserer Erfahrungen mit missbrauchlicher Nutzung, empfehlen wir dringend diese Flachen in
offentlichen Besitz zu Gibernehmen und einer professionellen Pflege zuzufuhren (z.B.
Kommune, Landschaftspflegeverband).



Hinweise durch Text:

5 Niederschlagswasserbeseitigung: Aus den Unterlagen ist nicht erkennbar, ob vor Ort ein
Misch oder ein Trennsystem angewandt wird. Von unserer Seite wird ein Trennsystem
gefordert. Die Auswirkungen von Starkregenereignissen, Schneeschmelze oder auch
driickendem Hangwasser sind vor der Zulassigkeit einer Bebauung zu ermitteln und der
Umgang damit ist planen. Dies auch deshalb, weil es Auswirkungen auf die Lage der
Baufelder und die Art der Niederschlagswasserbeseitigung haben kann. Dies ist dann in der
Planung darzustellen.

6 Leuchtmittel: Anstatt eines ,Anratens” wird eine Festsetzung im dkologisch wertvollen
Altmuhltal gefordert. Die Verwendung von ausschlief3lich insektenvertraglichen
Beleuchtungsquellen zum Schutz von Flederméusen und Insekten wére festzusetzen
(Hinweis: Bayerisches Staatsministerium fur Umwelt und Verbraucherschutz - Leitfaden zur
Eindédmmung der Lichtverschmutzung, Handlungsempfehlungen fir Kommunen).

Regenerative Energienutzung:

Es ist festzusetzen, dass regenerative Energieerzeugung fir den Eigenverbrauch, fir E-
Mobilitéat oder auch zur Netzeinspeisung im moglichen Umfang auf den Dachflachen zu
erfolgen hat (Photovoltaik, Warmwasser). Ein Hinweis auf diese Méglichkeiten wie unter
Punkt 4 Klimaschutz (Begrindung) dargestellt, ist nicht ausreichend. Bei den Dachflachen
der Garagen bitten wir, eine Dachbegriinung festzusetzen. Empfohlen wird, auch die Anzahl
der Wohneinheiten und der damit verbunden Stellplatze festzulegen (Vorschlag: 2 WE).

Beschluss:

Von den Ausfihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung genommen:

Gesamtsituation:

Die Ausfilhrungen zum Ressourcenschutz ergehen grundsatzlich zur Kenntnis.

Die Ablehnung der Fachstelle gegeniiber der geplanten Bebauung von Flurnummer 116/1
kann nicht abschlieRend nachvollzogen werden. Der Markt Essing betrachtet diese bauliche
Entwicklung als geringfiigige Arrondierung des Orts. Zudem handelt es sich bei vorliegender
Einbeziehungssatzung um eine an das Ortsbild angepasste Nachverdichtung. Die geplante
Bebauung befindet sich in unmittelbarer Nahe zur bestehenden Siedlung. Der Abstand zu
den seitens der Fachstelle genannten Biotopen wird als ausreichend erachtet.

Die Fachstelle bezieht sich auf die finf Baufelder, aus welchen sich der Geltungsbereich der
Einbeziehungssatzung zusammensetzt. Die Kommune hat im Vorfeld abgepruft, welche der
Grundstucksbesitzer an zusétzlichem Baurecht interessiert sind bzw. wo Bedarf besteht. Die
Kommune selbst hat kein Interesse daran Bauland lediglich vorzuhalten. Die nun mit dem
Geltungsbereich dargestellten Flachen/ Teilflachen sind demnach das Fazit. Im Verlauf
haben sich nun die Grundstiicksbesitzer von Flurnummer 54 ebenfalls gegen die Beteiligung
an der Einbeziehungssatzung entschieden. Die Kommune selbst hat hier leider keinen
Einfluss darauf und hat mit dem Grundsatzbeschluss entschieden, dass entsprechende
Flachen nur ausgewiesen werden, wo tatsachlich Handlungsbedarf besteht. Aus dem Grund
halt der Markt Essing an der vorliegenden Standortentwicklung fest, ungeachtet der
bauplanungsrechtlichen und stadtebaulichen Auswirkung.

Okologische Ausgleichflachen:

Eine Ausweisung der 6kologischen Ausgleichflachen als ,Offentliches Griin" ist nicht maglich
da sich die Flachen ausnahmslos in Privatbesitz befinden. Der Markt Essing wird zur
Sicherung der Ausgleichsflachen in Privatbesitz die Eintragung einer Dienstbarkeit
veranlassen. Weiter wird die untere Naturschutzbehérde in geeigneter Weise tber die
Meldung informiert.

Hinweise durch Text:
5 Niederschlagswasserbeseitigung:




Die Fachstelle merkt an, dass aus den Unterlagen nicht erkennbar ist, ob vor Ort ein Misch
oder ein Trennsystem angewandt wird und von Seite der Fachstelle ein Trennsystem
gefordert wird. An der Stelle wird vermerkt, dass die Information, welches System im
Bestand vorliegt in der Begriindung entsprechend unter Ziffer 8.3.2 Abwasserbeseitigung
nachgefuhrt wird. Aussagen zur Art der Niederschlagswasserbeseitigung, und zwar der Wahl
geeigneter Rickhalteeinrichtungen wurde unter Ziffer 8.3.3 Niederschlagswasserbeseitigung
auf der Planungsebene einer Einbeziehungssatzung ausreichend dokumentiert. Im Weiteren
muss die Art der Entwasserung mit den einzelnen Bauantrégen in Form eines
Entwéasserungsplanes aufgezeigt werden.

6 Leuchtmittel:
Bei vorliegendem Planungsinstrument einer Einbeziehungssatzung wird weiterhin an der
Vorhaltung der Wahl der Leuchtmittel als Hinweis festgehalten.

Regenerative Energienutzung:

Eine Einbeziehungssatzung trennt den Innenbereich vom Auf3enbereich und dient nicht wie
ein Bebauungsplan als Baurechtsschaffung. So sind die Details im Zuge der
Einzelbaugenehmigung mit den entsprechenden Be-hodrden zu klaren.

Der Bund Naturschutz — Kreisgruppe Kelheim erhéalt einen Abdruck des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt:

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 E Beteiligung der Behorden;
. Deutsche Telekom Technik GmbH vom 24.03.2022

Sachvortrag:

Stellungnahme:

Die Telekom Deutschland GmbH -als Netzeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 8
125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt,
alle Rechte und Pflichten der Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Gegen die oben genannte Planung haben wir keine Einwande.

Durch die Ortsabrundungssatzung reichen unsere bestehenden Anlagen eventuell nicht
aus, um die zusatzlichen Wohngebaude an unser Telekommunikationsnetz anzuschlie3en.
Es kann deshalb sein, dass bereits ausgebaute Stralen gegebenenfalls wieder
aufgebrochen werden missen.

Wir beantragen sicherzustellen, dass:
— fir den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im
ErschlieBungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und
kostenfreie Nutzung der kiinftigen Stra3en und Wege mdglich ist,



— auf Privatwegen (Eigentiimerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten
der Telekom Deutschland GmbH als zu belastende Flache
festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 BauGB
eingeraumt wird.

— Fur den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie
die Koordinierung mit dem StralRenbau und den Baumafinahmen
der anderen Leitungstrager ist es notwendig, dass Beginn und
Ablauf der ErschlielfungsmafRnahmen beim zustéandigen Ressort
unter der kostenlosen Rufnummer unserer Bauherren Hotline 0800
33 01903 so fruh wie mdglich, mindestens jedoch 3 Monate vor
Baubeginn, angezeigt werden.

Fir weitere Fragen oder Informationen stehen wir IThnen jederzeit gerne zur Verfigung.

Beschluss:

Von den Ausfihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung genommen:

Die Fachstelle formuliert in einem Standardschreiben einige allgemeine Hinweise, welche
redaktionell unter Ziffer 8.5 Telekommunikation der Begriindung mit den bereits
getroffenen Aussagen abgeglichen und ggf. erganzt werden. Eine Detailabstimmung mit
den Leitungsversorgern erfolgt dann immer bei Bedarf im Zuge geplanter BaumafRhahmen
direkt durch die Bauherren.

Die Deutsche Telekom Technik GmbH erhéalt einen Abdruck des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt:

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 F Beteiligung der Behorden;
. Bayernwerk Netz GmbH vom 01.04.2022
Sachvortrag:

Stellungnahme:
Zu oben genanntem Bauleitplanverfahren nehmen wir wie folgt Stellung:

Gegen das Planungsvorhaben bestehen keine grundsatzlichen Einwendungen, wenn
dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht beeintrachtigt
werden.

In dem von lhnen tberplanten Bereich befinden sich von uns betriebene
Versorgungseinrichtungen.

Beiliegend erhalten Sie Lageplane M 1:750, in denen die Anlagen dargestellt sind.



Der Schutzzonenbereich der 20-kV-Freileitungen betragt in der Regel beiderseits zur
Leitungsachse je 10 m. Aufgrund geanderter technischer Gegebenheiten kénnen sich
gegebenenfalls andere Schutzzonenbereiche ergeben.

Der Schutzzonenbereich fur Kabel betragt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur
Trassenachse.

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel
erforderlich. Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen,
Begleitstreifen oder Griinstreifen ohne Baumbestand moglich.

Fur den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit dem
StralRenbautrdger und anderer Versorgungstrager Ist es notwendig, dass der Beginn und
Ablauf der Erschlielungsmaflnahmen im Planbereich frihzeitig (mindestens 3 Monate)
vor Baubeginn der Bayernwerk Netz GmbH schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB
sind die Gehwege und Erschlieungsstrallen soweit herzustellen, dass Erdkabel in der
endglltigen Trasse verlegt werden kénnen.

Ausfiihrung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Hoéhen:

— Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit
endglltigen Héhenangaben der ErschlieSungsstralen bzw. Gehwegen und den
erforderlichen Grundstiicksgrenzen vor Ort bei Bedarf durch den
ErschlieRungstrager (Gemeinde) abzustecken.

— Fir die Ausfiihrung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes
Zeitfenster zur Verfiigung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen
und Beeintrachtigungen durchgefihrt werden kénnen.

Hinsichtlich der, in dem angegebenen Schutzzonenbereich bestehenden, Bau- und
Bepflanzungsbeschrankung machen wir darauf aufmerksam, dass Plane fir Bau- und
Bepflanzungsvorhaben jeder Art uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies
gilt insbesondere fur StralRen- und Wegebaumalnahmen, Ver- und
Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschittungen, Freizeit- und Sportanlagen, Bade und
Fischgewéasser und Aufforstungen.

Wir weisen darauf hin, dass nach der Vorschrift DIN VDE 0210-10 Beiblattl
"Freileitungen tber AC 1 kV bis einschlieBlich AC 45 kV" bei Spiel-, Sport- und
Freizeitanlagen, Verkehrsflachen und Badeweihern grof3ere Leiterseil-Bodenabsténde
gefordert werden als in freiem Gelande. Im Falle des ungiinstigsten
Leiterseildurchhanges sind hier folgende lotrechte Mindestabstande zum Leiterseil
einzuhalten.

— Bei Spiel-, Sport und Freizeitanlagen mindestens 7,6 m,

— bei Verkehrsflachen mindestens 7,0 m,

— bei Badeweihern mindestens 8,6 m.
Eine Leitungserhdhung im Bereich des Planungsgebietes konnte erforderlich sein. Zur
detaillierten Prifung, ob die Mindestabstande eingehalten werden, sind uns rechtzeitig
vor Beginn der Bauarbeiten genaue Lage- und Bodenprofilplane im Leitungsbereich
vorzulegen.

Achten Sie bitte bei Anpflanzungen innerhalb des Schutzzonenbereiches der Freileitung
darauf, dass nur Gehdlze mit einer maximalen Aufwuchshéhe von 2,5 m angepflanzt
werden um den Mindestabstand zur Freileitung auf jeden Fall einzuhalten.

Abgrabungen im Mastbereich kénnen die Standsicherheit des Mastes gefahrden und sind
nur mit unserem Einverstéandnis moglich. Die Standsicherheit der Freileitungsmaste und
die Zufahrt zu den Standorten muss zu jeder Zeit gewahrleistet sein. Dies gilt auch fur
voribergehende MaRnahmen.



Vorsorglich weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass die 20-kV-Freileitung bis zu einer
moglichen Verkabelung Bestand hat und somit auch wahrend der Bauzeit zu
beriicksichtigen ist.

Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen von
Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmdglichkeit
eingeschrankt werden. Baume und tiefwurzelnde Straucher dirfen aus Griinden des
Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt
werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete
SchutzmalRnahmen durchzufihren.

Beachten Sie bitte die Hinweise im "Merkblatt tber Baume, unterirdische Leitungen und
Kanale", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-verlag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die
DVGW:-Richtlinie GW125.

Fir Kabelhausanschlusse dirfen nur marktibliche und zugelassene Einfihrungssysteme,
welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Ein
Prufungsnachweis der Einfiihrung ist nach Aufforderung vorzulegen. Wir bitten Sie, den
Hinweis an die Bauherren in der Begrindung aufzunehmen.

Auskinfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen kénnen Sie online tber
unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie unter:
https://www.bayernwerk-netz.de/ de/ energie-service/kundenservice/
planauskunftsportal.html

Wir bedanken uns fir die Beteiligung am Verfahren und stehen lhnen fir Ruckfragen
jederzeit gerne zur Verfiigung. Wir bitten Sie, uns bei weiteren Verfahrensschritten zu
beteiligen.

Beschluss:

Von den Ausfiuihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung genommen:

Die Fachstelle verweist in ihrem Schreiben auf die den gesamten Geltungsbereich
tangierende 20-kV-Freileitung, welche zudem in vier von funf der einzelnen Geltungs-/
Erweiterungsbereiche die Baugrenze schneidet. Da zu Beginn dieses Verfahrens seitens
der Fachstelle bereits signalisiert wurde, dass die entsprechende Leitung riickgebaut und
unterirdisch in die Schellnecker StralRe verlegt werden soll, basiert die vorliegende
Planung Letzen Endes auch darauf, dass die Freileitung den Geltungsbereich nicht quert,
da zur optimalen Ausnutzung der Nachverdichtung ein Einhalten der Vorgaben der
Fachstelle nicht moglich ware. So beschliel3t die Kommune in der Sitzung am 25.07.2022
das Verfahren zwischenzeitlich zuriickzustellen, bis die Voraussetzungen fir die
rechtssichere Planfertigung entsprechend erfillt sind. Da nun der angekiindigte Ruckbau
der Freileitung und die unterirdische Verlegung tatsachlich erfolgt ist wird das Verfahren
wieder aufgenommen. Die 20-kV-Freileitung wird aktuell in der Plandarstellung noch
informativ aufgefiihrt. Nach einer Spatenauskunft, welche am 13.05.2025 im
Planauskunftsportal der Bayernwerk Netz GmbH erfragt wurde, wird festgestellt, dass die
Unterlagen der Fachstelle noch nicht nachgefiihrt wurden. So werden der
Abstimmungsprozess und die bis Dato vorliegenden Informationen entsprechend in der
Begrindung unter Ziffer 8.4.1 Elektrische Versorgung dokumentiert. Im Weiteren werden
die noch relevanten Hinweise der Fachstelle mit den bereits getroffenen Aussagen in der
Begriinung unter vorgenannter Ziffer abgeglichen und ggf. redaktionell erganzt.

Die Bayernwerk Netz GmbH erhalt einen Abdruck des Beschlusses.



Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 G Beteiligung der Behorden;
. Telefonica Germany GmbH & OHG vom 11.04.2022 sowie 12.07.:

Sachvortrag:

Stellungnahme 11.04.2022
Die Uberpriifung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefonica
Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind.

Interne Anmerkung KomPlan:

Dabei wurden lediglich vier (von West nach Ost FI.Nr. 54, 51+20, 24, 31/4) der finf Tell
— Geltungsbereiche seitens der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG uberpriift. Im
Zuge des Bearbeitungsprozesses wurde dies bemerkt und die Fachstelle wurde um
eine erganzende Stellungnahme zu FI.Nr. 116/1 gebeten.

Stellungnahme 12.07.2022
Aus Sicht der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlagigen
raumordnerischen Grundsétzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu
berucksichtigen, um erhebliche Stérungen bereits vorhandener
Telekommunikationslinien zu vermeiden:

— durch das Plangebiet fihren zwei Richtfunkverbindungen hindurch

— die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen befindet sich in einem vertikalen

Korridor zwischen 200 m und 230 m tber Grund

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefligt zur E-Mail ein digitales Bild, welches
den Verlauf unsere Punkt- zu Punkt- Richtfunkverbindung verdeutlichen sollen.
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Die farbige Linie versteht sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung der Telefonica
Germany GmbH & Co. OHG. Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie
eingezeichnet. Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal tber
der Landschaft verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30-60m
(einschlief3lich der Schutzbereiche) vorstellen (abhangig von verschiedenen
Parametern). Bitte beachten Sie zur Veranschaulichung die beiliegende Skizze mit
Einzeichnung des Trassenverlaufes. Alle geplanten Konstruktionen und notwendige
Baukrane durfen nicht in die Richtfunktrasse ragen. Wir bitten um Bertcksichtigung und
Ubernahme der o.g. Richtfunktrasse in die Vorplanung und in die zukinftige
Bauleitplanung bzw. den zukinftigen Flachennutzungsplan. Innerhalb der
Schutzbereiche (horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhdhenbeschrankungen
s.0. festzusetzen, damit die raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeintrachtigt wird.
Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von
mindestens+/-30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-
15m eingehalten werden. Sollten sich noch Anderungen der Planung/ Planungsflachen
ergeben, so wurden wir Sie bitten uns die geénderten Unterlagen zur Verfligung zu
stellen, damit eine erneute Uberpriifung erfolgen kann.

+ Ergédnzende Abstimmungsmail vom 13.07.2022

Da sich das Plangebiet in einer H6he von +/- 350 m NHN befindet und sich die
Centerline unsere Richtfunktrasse in einer Hohe von +/- 565 m NHN befindet, wird
seitens der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG davon ausgegangen, aul3er die
geplanten Gebaude wirden diese Hohe erreichen, dass der Betrieb der Richtfunktrasse
auch weiterhin nicht gestort wird.

Sollten das geplante Bauvorhaben 550 m NHN nicht Uberschreiten, bestehen die
Belange von Seiten der Telefénica Germany GmbH & Co. OHG zu o0.g. Bauvorhaben,
nicht mehr.

Beschluss:

Von den Ausfihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung genommen:

Grundsatzlich kann ausgesagt werden, dass vier der funf Teil- Geltungsbereiche nicht
von Telekommunikationslinien der Fachstelle tangiert werden. Der Verlauf der
Stellungnahmen, sprich der vom 11.04.2022 sowie vom 12.07.2022 in Ergdnzung mit
der zusatzlichen Abstimmung zur H6henlage (E-Mail 13.07.2022) zeigt daher
abschlieBend, dass die Belange von Seiten der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG
zu vorliegendem Verfahren, nicht mehr bestehen, sollte das geplante Bauvorhaben 550
m NHN nicht Uberschreiten. Da sich das Plangebiet in einer Héhe von +/- 350 NHN
befindet lasst sich dies bestatigen. Damit der Prozess und die dennoch vorhandene
Telekommunikationslinie dokumentiert werden, werden die Hinweise der Fachstelle
entsprechend komprimiert unter Ziffer 8.5 Telekommunikation der Begriindung
redaktionell erganzt. Weiteres ist nicht zu veranlassen.

Die seitens der Fachstelle ergdnzenden Hinweise ergehen zur Kenntnis.

Die Telefonica Germany GmbH & Co. OHG erhélt einen Abdruck des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:




Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 H Beteiligung der Behorden;
. Regionaler Planungsverband Region 11 Regensburg vom 22.04.

Sachvortrag:

Stellungnahme:

Der Vorhabenbereich befindet sich sowohl innerhalb des Regionalen Griinzugs
Altmuhlthal (vgl. Regionalplan Regensburg B | 4 i.V.m. Zielkarte 2 ,Siedlung und
Versorgung") als auch im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr. 9 ,Altmihltal und
Weltenburger Enge” (in den Unterlagen wird hier falschlicher Weise Nr. 11 aufgefihrt)
(vgl. Regionalplan Regensburg B | 2 i.V.m. Zielkarte 3 ,Landschaft und Erholung"). Die
Uberplante Flache ist zwar zu grof3en Teilen bereits im Flachennutzungsplan als
Mischgebietsflache ausgewiesen, nichtsdestotrotz werden durch die
Einbeziehungssatzung neue Wohnbauflachen innerhalb der im Regionalplan als
Regionaler Griinzug und als landschaftliches Vorbehaltsgebiet gekennzeichneten
Bereiche geplant.

Gem. Regionalplan Regensburg B | 4 sollen die regionalen Griinziige von stérkerer
Siedlungstatigkeit freigehalten werden. Neben ihrer wichtigen Erholungsfunktion ist
ihre gliedernde Wirkung, die Verbesserung der Frischluftzufuhr und der 6kologischen
Ausgleichsfahigkeit von Bedeutung, so dass in den regionalen Griinziigen
MaRnahmen vermieden werden sollen, die deren Wirksamkeit beeintrachtigen
(Begrindung zu B | 4). In den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll gern. B Il 1.3
die Siedlungstatigkeit vor allem auf das Landschaftsbild und den Naturhaushalt sowie
auf die Erfordernisse der Erholung und des Fremdenverkehrs besondere Riicksicht
nehmen.

Inwieweit die vorgeschlagenen Eingrinungs- und Kompensationsmafinahmen den
Vorgaben des Regionalplans aus naturschutzfachlicher Sicht Rechnung tragen, kann
von hiesiger Seite nicht abschliel3end beurteilt werden. Den Stellungnahmen der
Fachstellen des Naturschutzes und der Landschaftspflege kommt daher eine
herausragende Bedeutung zu. Eine enge Abstimmung mit den betroffenen
Fachstellen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wird von hiesiger Seite
gefordert.

Beschluss:

Von den Ausfihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Die Fachstelle bestatigt, dass sich der Vorhabenbereich sowohl innerhalb eines
Regionalen Griinzugs als auch im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet befindet. Der
Markt Essing besitzt einen rechtswirksamen Flachennutzungsplan, in welchem der
Geltungsbereich der vorliegenden Einbeziehungssatzung der Flurnummern 54, 51, 20,
24 und 31/4 bereits als Dorfgebiet [MD] und Flurnummer 116/1 als landwirtschaftliche
Nutzflache dargestellt ist. Die geplante Bebauung von Flurnummer 116/1 kann jedoch
als geringfugige Arrondierung des Orts betrachtet werden. Zudem handelt es sich bei
vorliegender Einbeziehungssatzung um eine geringfligige und an das Ortsbild
angepasste Nachverdichtung. Die geplante Bebauung befindet sich jeweils in
unmittelbarer Néhe zur bestehenden Siedlung. Die bestehende Eingrinung wird



grétenteils aufrechterhalten und im Weiteren werden zusatzliche Pflanzungen zur
Ortsrandeingriinung vorgesehen. Von dem her wird davon ausgegangen, dass sich
das Vorhaben nicht gegen die Grundsétze des Regionalen Griinzuges sowie dem
landschaftlichen Vorbehaltsgebiet stellt.

Die Fachstelle verweist, insbesondere hinsichtlich der Beurteilung der
vorgeschlagenen Eingrinungs- und Kompensationsmaf3hahmen in Bezug auf die
Vorgaben des Regionalplanes, auf die Stellungnahme des Landratsamtes Kelheim,
Abteilung Naturschutz. Die genannte Fachstelle hat zu diesem Verfahren eine
Stellungnahme tbermittelt, als Fazit kann ausgesagt werden, dass aus
naturschutzfachlicher Sicht keine grundsétzlichen Bedenken gegen die Planung
bestehen. Im Weiteren werden einige Hinweise vorgebracht. Die Stellungnahme wird
gesondert gewdrdigt.

Demnach geht der Markt Essing davon aus, dass an der Stelle nichts weiter zu
veranlassen ist.

Der Regionale Planungsverband Region 11 Regensburg erhdlt einen Abdruck des
Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02| Beteiligung der Behorden;
. Wasserwirtschaftsamt Landshut vom 25.04.2022
Sachvortrag:

Stellungnahme:
Zum Satzungsentwurf nehmen wir wie folgt Stellung:

Die FI.Nr. 116/1 grenzt nordlich an den historischen Ludwig-Donau-Mainkanal an.
Grundbesitz, Bau- und Unterhaltungslast am Kanal liegen in unserer Zustandigkeit.
Dieser Kanalabschnitt wird eingesaumt von der Schellnecker Allee mit einem bis zu
ca. 170 Jahr alten Baumbestand, der aus der Zeit unmittelbar nach dem Bau des
Kanals stammt (175-jahriges Kanaljubilaum im Jahr 2021).

Aus unserer Sicht sprechen zwei Griinde gegen eine Bebauung der FI.Nr. 116/1:

— Das Erscheinungsbild der Schellnecker Allee wiirde durch die
angrenzende Bebauung und vor allem durch die geplanten Strauch-
und Baumpflanzungen im Siiden und Osten beeintrachtigt.

— Die alten und bruchgeféhrdeten Bd&ume wiirden eine potentielle Gefahr
fur die geplante Wohnbebauung und Gartennutzung darstellen. Eine
normale Gartennutzung im Fallbereich der Bd&ume erscheint uns aus
Verkehrssicherungsgriinden kaum maglich.

Wir halten diese Grunde fir so schwerwiegend, dass sie zu einer Ablehnung der
aufgezeigten Planung fir die FI.Nr. 116/1 unsererseits fuhren. Wir hielten es fir



bedenklich, wenn dieser historische Baumbestand wegen einer Neubebauung
geopfert werden muss, weil ein Fortbestand aus Grinden der Verkehrssicherung
nicht mehr verantwortbar wére.

Vorschlag zur Anderung der Planung fiir FI.Nr. 116/1:
Die Wohnbebauung und Gartennutzung wird von der Allee abgeriickt und hélt einen
Abstand von mindestens 25 m (Baumfallzone; siehe Rechtsprechung) zur Allee ein.

Beschluss:

Von den Ausfihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Die Fachstelle merkt an, dass durch die geplante Bebauung sowie die
entsprechende Eingriinung im Siden auf Flurnummer 116/1 das Erscheinungsbild
des historischen Ludwig-Donau-Mainkanals sowie die der Schellnecker Allee
beeintrachtigt wird. Im Weiteren sieht die Fachstelle aufgrund der alten und
bruchgeféhrdeten Baume der Schellnecker Alle eine potentielle Gefahr fur die
geplante Wohnbebauung und die Gartennutzung. Die Fachstelle halt es fur
bedenklich, wenn dieser historische Baumbestand wegen einer Neubebauung
geopfert werden muss, weil ein Fortbestand aus Grinden der Verkehrssicherung
nicht mehr verantwortbar ware und schlagt einen Abstand der Bebauung und der
Gartennutzung von mindestens 25m (Baumfallzone) vor. Diese Ausflihrung kann
seitens des Marktes Essing in Bezug auf den Naturschutz grundsatzlich
nachvollzogen werden, dennoch hat sich der Markt Essing, auch im Hinblick der
Nachverdichtung, dem dringend benétigten Wohnraum und einer stimmigen
Arrondierung, an dem Standort dazu entschieden einer Bebauung Vorrang zu
gewahren. Es kann jedoch ausgesagt werden, dass die bauliche Entwicklung mit
dem betreffenden Gehdlzbestand in Einklang gebracht werden kann. Die zukiinftige
Bebauung hélt den Abstand von 25 m zu den Gehdolzen ein, lediglich am
sudwestlichen Ende besteht eine Diskrepanz vom rund 1,50 m. Die
Gefahrdungslage oder gar Rodung des Altbestandes sowie die Konsequenz, dass
die Verkehrssicherung nicht mehr hergestellt werden kann, wird von der Kommune
selbst nicht geteilt oder derart negativ beurteilt. Darliber hinaus kann die Gemeinde
auf privatrechtlicher Ebene SicherungsmaflRnahmen veranlassen, welche den
Bauwerber bei Bedarf veranlasst, dass bei der Ausbildung des Gebéaudes auf
Massivbaukonstruktionen wert gelegt wird. Informativ wird jedoch ein Planzeichen
sowie eine dazugehdrige Festsetzung durch Planzeichen bestimmt, welches auf die
Bebauung im Bereich der Schellnecker Allee und die Baumwurfgefahr verweist. Im
Weiteren wird die Thematik in der Begriindung unter Ziffer 6 Hinweise zur Planung
dokumentiert.

Um die Sicht auf die Alleeb&dume nicht zu beeintrachtigen (Sichtbeziehung/
Landschaftshild) wird veranlasst, dass die geplante Eingriinung in diesem Bereich
ausschlie3lich aus Strauchern bestehen soll.

Das Wasserwirtschaftsamt Landshut erhalt einen Abdruck des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10




TOP 02J Beteiligung der Behérden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Bauplanungsrecht vom 12.04 20

Sachvortrag:

Stellungnahme:
Von Seiten des Sachgebietes 41 - Bauplanungsrecht bestehen beziiglich des
Erlasses einer Einbeziehungssatzung ,Altessing" Bedenken:

Voraussetzung fur die Aufstellung einer Einbeziehungssatzung ist, dass sie mit
einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung vereinbar sind (8§ 34 Abs. 5 Satz 1
Nr. 1 BauGB). Dies ist zumindest zweifelhaft (siehe Stellungnahme des
Sachgebietes Stadtebau).

Beschluss:

Von den Ausfiuihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Da die Fachstelle sich im Wesentlichen auf die Stellungnahme des Landratsamtes
Kelheim, Abteilung Stadtebau bezieht ergeht hier gleichlautende Stellungnahme.
Der Markt Essing ist sich der Ausfiihrungen der Fachstelle bzw. dass sich die
lickenhafte Ausweisung auf die Nachbargrundstiicke zuklinftig entsprechend dem
§ 34 BauGB positiv auswirkt durchaus bewusst. Die Kommune hat im Vorfeld
abgepruft, welche der Grundstiicksbesitzer an zusatzlichem Baurecht interessiert
sind bzw. wo Bedarf besteht. Die Kommune selbst hat kein Interesse daran
Bauland lediglich vorzuhalten. Die nun mit dem Geltungsbereich dargestellten
Flachen/ Teilflachen sind demnach das Fazit. Im Verlauf haben sich nun die
Grundstiicksbesitzer von Flurnummer 54 ebenfalls gegen die Beteiligung an der
Einbeziehungssatzung entschieden. Die Kommune selbst hat hier leider keinen
Einfluss darauf und hat mit dem Grundsatzbeschluss entschieden, dass
entsprechende Flachen nur ausgewiesen werden wo tatsachlich Handlungsbedarf
besteht. Aus dem Grund héalt der Markt Essing an der vorliegenden
Standortentwicklung fest, ungeachtet der bauplanungsrechtlichen und
stadtebaulichen Auswirkung.

Das Landratsamt Kelheim — Abt. Bauplanungsrecht erhélt einen Abdruck des
Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10




TOP 02 K Beteiligung der Behérden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Stadtebau vom 12.04 2022

Sachvortrag:

Stellungnahme:

Grundsatzlich bestehen aus Sicht des Sachgebietes 42, Fachbereich Stadtebau,
keine Bedenken gegentiber der Satzung. Es stellen sich jedoch Fragen zur
zukunftigen Entwicklung in diesem Bereich.

Die Gemeinde beabsichtigt, am dstlichen Ortsrand von Altessing mit der
Festsetzung einer Einbeziehungssatzung zukiinftig eine geordnete stadtebauliche
Entwicklung zu gewahrleisten. Hierzu werden einzelne Grundstiicksbereiche in
zweiter Reihe und ein dstlicher Teilbereich mit drei Parzellen in den
Ortszusammenhang mit einbezogen. Eine geordnete stédtebauliche Entwicklung
ist nicht erkennbar.

Die Gemeinde Essing legt fur einzelne Grundstiicke ein zusétzliches Baurecht am
Ortsrand fest und stellt sich offensichtlich nicht die Frage, was mit den vielen
entstandenen Licken zukinftig passieren soll. Die Flurstiicke Nrn. 54/1, 53, 22,
27 und 30 bekommen kein Baurecht, die angrenzenden kénnen intensiv genutzt
werden. Der Gemeinde muss bewusst sein, dass die auf den ersten Blick
beglnstigten Grundstickseigentiimer streng gesehen benachteiligt sind. Diesen
Grundstlckseigentiimern wird durch die Festsetzung der Einbeziehungssatzung
das Mal3 der baulichen Nutzung festgesetzt. Fir die Eigentiimer der
vorgenannten Grundstiicke, die nicht Uberplant werden, entsteht durch die
Satzung Baurecht nach § 34 BauGB. Hier sind die Grenzen weiter gefasst und
ermdglichen ein hdheres Baurecht im Vergleich zu den Grundstuicken, die mit der
Einbeziehungssatzung tberplant werden.

Daneben ist die grundséatzliche Zuléssigkeit einer Einbeziehungssatzung im
direkten Anschluss an angrenzende Bebauungsplangebiete zu Gberprifen. Unter
den textlichen Festsetzungen wird die Héhenentwicklung bis zu einer Wandhohe
von 6,50 m fur zulassig erklart. Bei der Festsetzung sind zusétzlich die
Bezugspunkte fur dieses Mal3 anzugeben. In der Begriindung zur Satzung wird
unter Punkt 7 aufgefiihrt, dass der untere Bezugspunkt fir die Wandhdhe die
bestehende Gelandeoberflache sein soll. Diese Festsetzung ist unbestimmt und
sollte korrigiert werden.

Beschluss:

Von den Ausfiuihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Der Markt Essing ist sich der Ausfiihrungen der Fachstelle bzw. dass sich die
lickenhafte Ausweisung auf die Nachbargrundstiicke zukiinftig entsprechend
dem § 34 BauGB positiv auswirkt durchaus bewusst. Die Kommune hat im
Vorfeld abgepruft, welche der Grundstiicksbesitzer an zusatzlichem Baurecht
interessiert sind bzw. wo Bedarf besteht. Die Kommune selbst hat kein Interesse
daran Bauland lediglich vorzuhalten. Die nun mit dem Geltungsbereich
dargestellten Flachen/ Teilflachen sind demnach das Fazit. Im Verlauf haben sich
nun die Grundstiicksbesitzer von Flurnummer 54 ebenfalls gegen die Beteiligung
an der Einbeziehungssatzung entschieden. Die Kommune selbst hat hier leider
keinen Einfluss darauf und hat mit dem Grundsatzbeschluss entschieden, dass
entsprechende Flachen nur ausgewiesen werden, wo tatsachlich
Handlungsbedarf besteht. Aus dem Grund halt der Markt Essing an der
vorliegenden Standortentwicklung fest, ungeachtet der bauplanungsrechtlichen
und stadtebaulichen Auswirkung.




Der Bezug der Wandhodhe von 6,50m zur vorhandenen Topographie ist der
Bezugspunkt, weil sich zu anderen Flachen kein Bezug herstellen lasst und dies
durchaus als ausreichend und angemessen beurteilt werden kann, zumal sich
das Gelande in den ausgewiesenen Bereichen als nahezu eben darstellt.

Das Landratsamt Kelheim — Abt. Stadtebau erhéalt einen Abdruck des
Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 L Beteiligung der Behorden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Immissionsschutz vom 12.04.
Sachvortrag:

Stellungnahme:;

Mit Erlass der Einbeziehungssatzung Altessing beabsichtigt der Markt Essing
einzelne Flachen, die sich aktuell im AuRenbereich befinden, in den in
Zusammenhang bebauten Ortsteil einzubeziehen.

Von Seiten des technischen Immissionsschutzes bestehen Bedenken.
Ausgehend von der Uber einzubeziehende Grundstlicke und geplante
Baufenster verlaufenden Mittelspannungsfreileitung ist ggf. mit schadlichen
Umwelteinwirkungen zu rechnen. Zwar ist nach Aussage des Marktes Essing
eine Erdverkabelung in naher Zukunft geplant, es wird jedoch nicht angegeben,
dass diese vor Errichtung von ggf. schutzbedurftiger Wohnnutzungen erfolgt.
Um eine abschlieBende Beurteilung vornehmen zu kénnen, ist vom
Leitungstrager eine Stellungnahme zur Vertraglichkeit der bestehenden
Freileitung mit ggf. schutzbedurftigen Wohnbebauungen einzuholen (Einhaltung
Grenzwerte Anhang la der 26. BImSchV).

Dariiber hinaus ist im Rahmen eines Einzelbaugenehmigungsverfahrens auf
FI.-Nr. 51 ggf. abzuklaren, in wie fern eine Vertraglichkeit schutzbedurftiger
Wohnnutzung mit den bestehenden Stellplatzen der Gaststatte Ehrl besteht.
Hier sind evtl. weitere Unterlagen vorzulegen.

Beschluss:

VVon den Ausfuhrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Die Fachstelle verweist in ihrem Schreiben auf die den gesamten
Geltungsbereich tangierende 20-kV-Freileitung, welche zudem in vier von funf
der einzelnen Geltungs-/ Erweiterungsbereiche die Baugrenze schneidet. Da zu



Beginn dieses Verfahrens seitens der Fachstelle Bayernwerk Netz GmbH
bereits signalisiert wurde, dass die entsprechende Leitung rickgebaut und
unterirdisch in die Schellnecker Stral3e verlegt werden soll, basiert die
vorliegende Planung Letzen Endes auch darauf, dass die Freileitung den
Geltungsbereich nicht quert, da zur optimalen Ausnutzung der Nachverdichtung
ein Einhalten der Vorgaben der Fachstelle nicht moglich wére. So beschlief3t die
Kommune in der Sitzung am 25.07.2022 das Verfahren zwischenzeitlich
zuriickzustellen, bis die Voraussetzungen fur die rechtssichere Planfertigung
entsprechend erfillt sind. Da nun der angektndigte Riickbau der Freileitung und
die unterirdische Verlegung tatséchlich erfolgt ist wird das Verfahren wieder
aufgenommen. Die 20-kV-Freileitung wird aktuell in der Plandarstellung noch
informativ aufgefuihrt. Der Markt Essing geht davon aus, dass von dem her in
Richtung Immissionsschutz an der Stelle nichts weiter zu veranlassen ist.

Die Hinweise der Fachstelle, dass im Rahmen eines
Einzelbaugenehmigungsverfahrens auf FI.-Nr. 51 ggf. abzukléren ist, in wie fern
eine Vertraglichkeit schutzbedirftiger Wohnnutzung mit den bestehenden
Stellplatzen der Gaststétte besteht und hier evtl. weitere Unterlagen vorzulegen
sind ergeht zur Kenntnis. Die Information wird informativ unter Ziffer 10
Immissionsschutz aufgefihrt.

Das Landratsamt Kelheim — Abt. Immissionsschutz erhalt einen Abdruck des
Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt:

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 M Beteiligung der Behorden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Naturschutz vom 12.04.202.

Sachvortrag:

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine grundsétzlichen Bedenken
gegen die Planung.

Wir bitten, folgende Hinweise zu beachten:

1. Erweiterung FI.-Nr.116/1:
Die bauliche Erweiterung in diesem Bereich hat erhebliche
Auswirkungen auf die bestehende alte Allee am Ludwig-Donau-
Main-Kanal. Durch ein Heranrticken der Bebauung an die
Baumreihe steigen die Anforderungen an
Verkehrssicherungsmafl3inahmen deutlich. Im Rahmen der
Planung soll ein moglichst gro3er Abstand zwischen den Baumen
und baulichen Anlagen (aller Art) sowie dauerhaften
Aufenthaltsbereichen geschaffen werden. In diesem
Zusammenhang sollte insbesondere geprift werden,




A) ob die Zufahrt im Norden tiber den bestehenden Weg
(F1.-Nr. 127 /5 bzw. 130/5) erfolgen und damit die
geplante, parallel verlaufende Zufahrt entfallen kann.

B) ob durch eine Umplanung der Ausgleichs- und
Grunflachen ein gréRerer Abstand sichergestellt
werden kann.

2. Pflegekonzepte:
Die Erstellung der Pflegekonzepte erleichtert die Umsetzung

und ist daher zu begrifRen. Um eine naturschonende Pflege
zu gewahrleisten, empfehlen wir, ein Mulchverbot fr
Grinlandbesténde aufzunehmen.

3. Pflanzungen:
Entlang des Kanals befinden sich Biberreviere. Bei

Pflanzungen sind daher dauerhafte Verbissschutzmalinahmen
notwendig.

4. Markierung:
Zur besseren Nachvollziehbarkeit im Gelande und zur

Flachensicherung ist eine dauerhafte und gut erkennbare
Markierung der Grenze zwischen angrenzenden
Ackerflachen/Intensivnutzungen und den Ausgleichsflachen
erforderlich.

5. Meldung an das Okoflachenkataster:
Die im Rahmen der Bauleitplanung festgelegten
Ausgleichsflachen missen nach Art. 9 BayNatSchG in einem
angemessenen Zeitraum nach Inkrafttreten des
Bebauungsplans von der jeweiligen Gemeinde an das
Bayerische Landesamt fiir Umweltschutz (LfU) gemeldet
werden. Die Meldung ist daher zeitnah, nach Rechtskraft der
Satzung, durchzufiihren. Wir bitten zudem, die untere
Naturschutzbehdrde in geeigneter Weise Uber die Meldung zu
informieren.

6. Sicherung der Ausgleichsflachen:
Gemal Nr. 5.3 des im Jahr 2021 aktualisierten Leifadens
,Bauen im Einklang" ist es notwendig, bei Ausgleichsflachen in
Privatbesitz eine dingliche Sicherung zu veranlassen. Diese
Dienstbarkeit dient der Sicherung der Zweckbestimmung fir
Naturschutz und Landschaftspflege und geschieht durch
Eintragung von Unterlassungs- und Handlungsverpflichtungen
des Grundstlickseigentiimers in das Grundbuch. Die
Grundbucheintragung erfolgt zugunsten der Gemeinde, der
nach § 4c BauGB die Kontrolle der MaBnahmen obliegt. Wir
bitten daher die Gemeinde, die Eintragung einer Dienstbarkeit
zu veranlassen, sofern sich Privatflachen unter den
Ausgleichsflachen befinden. Zudem bitten wir, die untere
Naturschutzbehotrde in geeigneter Weise Uber die Eintragung
zu informieren.

7. Herstellung und Entwicklung der Ausgleichsflachen:
Die Uberwachung der Herstellung der Ausgleichsflachen
sowie der Erreichung der Entwicklungsziele féallt unter die
Uberwachungspflicht der Gemeinden nach § 4c BauGB.

Zusatzliche Stellungnahme zur nachgereichten Anfrage bzgl. des Grundstiicks
FI.Nr.24:




Eine Erweiterung der Bauflachen fuhrt zu einer Erhéhung des Eingriffs in den
Naturhaushalt und zu méglichen artenschutzrechtlichen Konflikten. Zudem
verursachen Gehoélzrodungen am Ortsrand einen Eingriff in das
Landschaftsbild.

Bei einer Erweiterung der Bauflache ist daher die Eingriffsregelung zu
uberarbeiten und eine artenschutzrechtliche Uberpriifung vorzunehmen.
Zudem ist darauf zu achten, dass die vorhandene Ortsrandeingriinung nicht
vollstandig beseitigt und eine wirkungsvolle Ortsrandeingriinung erhalten wird.
Unter diesen Voraussetzungen bestehen keine grundsatzlichen Bedenken.

Seitens des Gremiums wird zu Nr. 1 die Frage gestellt, warum die Zufahrt
nicht tber den Radweg oder von Siden her erfolgen kdnne. Die
eingezeichnete Zufahrt ist aber laut BGM mit dem Eigentiimer so
abgesprochen.

Beschluss:

Von den Ausfiihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

1. Erweiterung FI.-Nr.116/1:
Die Fachstelle merkt an, dass durch die geplante Bebauung auf
Flurnummer 116/1 das Erscheinungsbild erhebliche
Auswirkungen auf die bestehende alte Allee am Ludwig-Donau-
Main-Kanal hat und die Anforderungen hinsichtlich der
Verkehrssicherungsmafinahmen deutlich steigen und somit ein
moglichst groRer Abstand zwischen den Baumen und baulichen
Anlagen (aller Art) sowie dauerhaften Aufenthaltsbereichen
geschaffen werden soll.
Die Anregung der Fachstelle, ob die Zufahrt im Norden tber den
bestehenden Weg (FI.-Nr. 127 /5 bzw. 130/5) erfolgen und damit
die geplante, parallel verlaufende Zufahrt entfallen kann, wird
zwar begrudt, kann jedoch leider nicht umgesetzt werden. Von
dem her muss an der ,DoppelerschlieBung® leider festgehalten
werden.
Die Anregung der Fachstelle, ob durch eine Umplanung der
Ausgleichs- und Griinflachen ein gréRerer Abstand sichergestellt
werden kann, ist ebenfalls nachvollziehbar, allerdings hétte dies
zur Folge, dass sich die Bebauung weiter nach Osten verschiebt,
um entsprechende Grundstiicksgrof3en nachzuweisen. Dies sollte
aufgrund einer noch vertretbaren Arrondierung des Orts jedoch
vermieden werden. Es kann jedoch ausgesagt werden, dass die
bauliche Entwicklung mit dem betreffenden Gehdlzbestand in
Einklang gebracht werden kann. Die zukiinftige Bebauung halt
den Abstand von 25 m zu den Gehdlzen ein, lediglich am
sudwestlichen Ende besteht eine Diskrepanz vom rund 1,50 m.
Die Gefahrdungslage oder gar Rodung des Altbestandes sowie
die Konsequenz, dass die Verkehrssicherung nicht mehr
hergestellt werden kann, wird von der Kommune selbst nicht
geteilt. Dartber hinaus kann die Gemeinde auf privatrechtlicher
Ebene SicherungsmalRnahmen veranlassen, welche den
Bauwerber bei Bedarf veranlasst, dass bei der Aushildung des
Gebdaudes auf Massivbaukonstruktionen wert gelegt wird.
Informativ wird jedoch ein Planzeichen sowie eine dazugehdrige
Festsetzung durch Planzeichen bestimmt, welches auf die
Bebauung im Bereich der Schellnecker Allee und die




Baumwurfgefahr verweist. Im Weiteren wird die Thematik in der
Begriindung unter Ziffer 6 Hinweise zur Planung dokumentiert.

In Anlehnung an die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes
Landshut wird weiter vermerkt, dass um die Sicht auf die
Alleebdume nicht zu beeintrachtigen (Sichtbeziehung/
Landschaftsbild) veranlasst wird, dass die geplante Eingriinung in
diesem Bereich ausschlieflich aus Strauchern bestehen soll.

2. Pflegekonzepte:
Entsprechend dem Vorschlag der Fachstelle wird ein Mulchverbot

fur Granlandbestande in die entsprechenden PflegemalRnahmen
mitaufgenommen.

3. Pflanzungen:
Der Hinweis der Fachstelle, dass sich entlang des Kanals

Biberreviere befinden und daher bei Pflanzungen sind dauerhafte
VerbissschutzmalRnhahmen notwendig sind wird redaktionell unter
den Festsetzungen durch Planzeichen, Gehdlz- und
Strauchpflanzungen -Planung ergénzt.

4. Markierung:
Der Hinweis der Fachstelle zur Markierung der Grenze zwischen

angrenzenden Ackerflachen/Intensivnutzungen und den
Ausgleichsflachen wird zur Kenntnis genommen. Demnach wird
eine entsprechende Abpflockung in den Ausgleichsflachenplanen
dargestellt und dokumentiert.

5. Meldung an das Okoflachenkataster:
Der Hinweis der Fachstelle zur Meldung der Ausgleichsflachen
ergeht zur Kenntnis und wird seitens des Marktes Essing nach
zeitnah nach Rechtskraft der Satzung berucksichtigt. Weiter wird
die untere Naturschutzbehdrde in geeigneter Weise Uber die
Meldung informiert.

6. Sicherung der Ausgleichsflachen:
Der Hinweis der Fachstelle zur Sicherung der Ausgleichsflachen
in Privatbesitz ergeht zur Kenntnis. Der Markt Essing wird die
Eintragung einer Dienstbarkeit entsprechend veranlassen. Weiter
wird die untere Naturschutzbehdérde in geeigneter Weise Uber die
Meldung informiert.

7. Herstellung und Entwicklung der Ausgleichsflachen:
Der Hinweis der Fachstelle zur Uberwachung/
Uberwachungspflicht der Herstellung der Ausgleichsflachen
sowie der Erreichung der Entwicklungsziele ergeht zur Kenntnis.
Der Markt Essing wird der Uberwachungspflicht entsprechend
nachkommen.

Zusétzliche Stellungnahme zur nachgereichten Anfrage bzgl. des Grundstiicks
FI.Nr.24:

Aufgrund der Einschéatzung der Fachstelle zur Thematik, dass seitens
Grundstlcksbesitzer von FI.Nr. 24 der Wunsch besteht, die Baugrenze/
Baugrundstiicksflache in Richtung Suden zu erweitern verbleibt der Markt
Essing mit dem Zugesténdnis, die Baugrundstiicksflache als auch die
Baugrenze um weitere finf Meter nach Suden erweitert werden. Da neben
den Aspekten des Artenschutzes auch der behutsame Umgang der baulichen
Anlagen nebst der Altmihl, die regionalplanerischen Vorgaben (Lage
innerhalb eines Regionalen Griinzugs als auch im landschaftlichen
Vorbehaltsgebiet) sowie grundsatzlich eine stadtebaulich sinnvolle




Arrondierung zu werten sind, erachtet der Markt Essing eine dariiber hinaus
gehende Erweiterung nach Siiden als nicht mehr vertretbar. Die
Eingriffsbilanzierung wird entsprechend nachgefuhrt, weiter erfolgt nach
erneuter Einsichtnahme der von der Baugrundstticksflachenerweiterung
betroffenen Gehdlze eine Definition entsprechender ArtenschutzmafRnahmen
welche dann verbindlich festgesetzt werden.

Das Landratsamt Kelheim — Abt. Naturschutz erhalt einen Abdruck des
Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 N Beteiligung der Behorden;
. Landratsamt Kelheim — Abt. Abfallrecht kommunal vom

Sachvortrag:

Stellungnahme:

Samtliche Mullgefalie im Satzungsgebiet sind zur Abholung/Leerung an der
ErschlieBungsstralie Schellnecker StralRe an einer fur im Landkreis Kelheim
eingesetzten Mullfahrzeuge (siehe unten) anfahrbaren Stelle bereitzustellen.

Fiur im Landkreis Kelheim im Holsystem zu entsorgenden Abfall weisen wir
vorsorglich auf nachfolgende Empfehlungen und Regelungen hin:

Der Mull kann nur an fur Mullfahrzeuge geeigneten Fahrstrecken von
Millbehalterstandplatzen und nur dann direkt am Grundstiick abgeholt
werden, wenn die Zufahrt so angelegt ist, dass ein Ruickwartsfahren
grundsatzlich nicht erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn der Ladevorgang ein
kurzes Zuruckstol3en erfordert, z.B. bei Absetzkippern. Die sichere
Befahrbarkeit der Stral3en und Anfahrbarkeit von Millbehalterstandplatzen
mit derzeit im Landkreis eingesetzten Millfahrzeugen (4-achsig, bis zu 11 m
Lange inkl. Schittung) muss fur einen ungehinderten Abholdienst
gewabhrleistet sein.

Dafir ist insbesondere bei Stichstralen oder Sackgassen eine ausreichend
dimensionierte Wendeanlage vorzusehen, die ein problemloses Wenden der
Miullsammelfahrzeuge, entsprechend den Richtlinien fir die Anlage von
StadtstraRen (RA St 06), ermdoglicht. Darin wird auf Mindestbreite und
Tragfahigkeit der Stral3en, Schleppkurven, Durchfahrtshéhen, befestigte
Bankette, die Bemessung von Ein- und Ausfahrten und das Uberfahren von
Bodenschwellen hingewiesen.

Andernfalls muss der angefallene Mill von den Abfallbesitzern zu einem
nachstgelegenen anfahrbaren Sammelplatz gebracht werden.
Dementsprechend sind ausreichende Flachen, deren GroRe auf die Anzahl
der zukinftigen Nutzer und die von diesen genutzten Sammelsystemen und
Abfallbehélter abzustimmen ist, bereitzustellen. Nicht geprift wurden die



Eigentumsverhéltnisse von Straf3en und Zuwegen; insbesondere werden
grundsatzlich Privatstraen ohne 6dffentliche Widmung nicht befahren.

Hierzu weisen wir auf die Unfallverhiitungsvorschriften DGUV Vorschrift 43
(insbesondere§ 16 Nr. 1) vom 01.10.1979 in der Fassung vom 01.01.1997 i.
V. m. der DGUV Information 214-033 hin, wonach Fahrbahnen als
Anliegerstrafl3en oder -wege grundsatzlich Mindest-Fahrbahnbreiten von 4,75
m mit Begegnungsverkehr und 3,55 m ohne Begegnungsverkehr aufweisen
missen. Schleppkurven der eingesetzten Miullfahrzeuge sind entsprechend
zu berlcksichtigen.

Beschluss:

Von den Ausfihrungen wird Kenntnis genommen.
Zur Stellungnahme der Fachstelle wird vom Markt Essing wie folgt Stellung
genommen:

Die Fachstelle vermerkt, dass sdmtliche Mullgefal3e im Satzungsgebiet zur
Abholung/Leerung an der ErschlieBungsstral3e Schellnecker Stral3e
bereitzustellen sind. Die Information sowie die entsprechend von der
Fachstelle aufgelisteten Hinweise werden unter Ziffer 8.2 Abfallentsorgung
redaktionell nachgefihrt

Das Landratsamt Kelheim — Abt. Abfallrecht kommunal erhélt einen Abdruck
des Beschlusses.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 02 0O Erneuter Billigungsbeschluss

Sachvortrag:

Der Markt Essing hat fur die Abrundung von Bauflachen im Ortsteil
Altessing am sudlichen Ortsrand die Aufstellung einer
Einbeziehungssatzung beschlossen.

Diese erstreckt sich am stdlichen Ortsrand des Ortsteiles und soll den
betreffenden Antragstellern eine zusétzliche Bebauung auf den eigenen
Grundstuicksflachen zur abschlieRenden Ortsentwicklung erméglichen.
Samtliche Grundstticksteilebereiche sind dabei von der Schellnecker
Stral3e bereits erschlossen. Zusatzlich sind auf den privaten
Grundstuicksflachen bei Bedarf entsprechend Zufahrten zu schaffen.

Der Entwurf der Einbeziehungssatzung ,Altessing“ mit Begriindung in der
Fassung vom 21.12.2021 wurde gemalR § 3 Abs. 2 BauGB sowie § 4 Abs.
2 BauGB in der Zeit vom 21.03.2022 bis 25.04.2022 6ffentlich ausgelegt.



Im Zuge dieser Auslegung ergeht mit unter eine Stellungnahme der
Bayernwerk Netz GmbH. Die Fachstelle verweist in ihrem Schreiben auf
die den gesamten Geltungsbereich tangierende 20-kV-Freileitung. Da zu
Beginn dieses Verfahrens seitens der Fachstelle bereits signalisiert wurde,
dass die entsprechende Leitung rickgebaut und unterirdisch in die
Schellnecker Stral3e verlegt werden soll, basiert die vorliegende Planung
Letzen Endes auch darauf, dass die Freileitung den Geltungsbereich nicht
quert, da zur optimalen Ausnutzung der Nachverdichtung ein Einhalten der
Vorgaben der Fachstelle nicht mdglich wéare. So beschlief3t die Kommune
in der Sitzung am 25.07.2022 das Verfahren zwischenzeitlich
zurlickzustellen, bis die Voraussetzungen fur die rechtssichere
Planfertigung entsprechend erfillt sind. Da nun der angekiindigte Ruckbau
der Freileitung und die unterirdische Verlegung tatsachlich erfolgt sind wird
das Verfahren wieder aufgenommen.

Der Entwurf Il der Einbeziehungssatzung ,Altessing” ist aufgrund der in der
Sitzung des Marktgemeinderates vom 25.05.2025 durchgefiihrten Priifung
der fristgemaf vorgebrachten Stellungnahmen der Tréger offentlicher
Belange (friihzeitige Behordenbeteiligung) nach § 4 Abs. 1 BauGB und der
friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB zu
erganzen.

Anschliel3end ist der Uberarbeitete Entwurf Il der Einbeziehungssatzung
JAltessing“ gemaf § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB erneut
offentlich auszulegen und die Stellungnahmen der Fachstellen sind
einzuholen.

Beschluss:

Der Markt Essing billigt entsprechend vorgenannter Sachlage den Entwurf
Il der Einbeziehungssatzung ,Altessing” in der vorliegenden Form in der
heutigen Fassung vom 20.05.2025.

Ziel des Vorhabens ist die Fortfihrung der Siedlungsentwicklung am
vorhandenen Ortsrand zur abschlieRenden Ortsrandausbildung. Die
Nutzungen sind dabei tiberwiegend fir Wohnbebauung vorgesehen und
dienen langerfristig der Deckung von dringend bendétigten Bauflachen.
Innerhalb der Satzung kommen im Ergebnis 7 zusatzliche Baugrundstiicke
zu liegen.

Die Verwaltung wird beauftragt die erneute 6ffentliche Auslegung
entsprechend § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB einzuleiten. Das Ergebnis
wird dem Marktrat im Anschluss zur erneuten Beschlussfassung vorgelegt.

Abstimmungsergebnis:




Ja-Stimmen: 9

Nein-Stimmen:

Personlich beteiligt: 1

Anwesende Mitglieder: 10

TOP 03 Ortsrecht
Neuerlass einer Satzung zur Einfiihrung einer Pflicht zum N
fur Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung)

Sachvortrag:

Durch die Novelle der Bayerischen Bauordnung durch das Erste
Modernisierungsgesetz entféallt zum 01.10.2025 die Verpflichtung zur
Errichtung von Stellpléatzen, wie sie bislang zahlunmafig in der
,Verordnung Uber den Bau und Betrieb von Garagen sowie Uber die Zahl
der notwendigen Stellplatze — GaStellV* enthalten war. Das bedeutet,
dass kinftig Wohnungen auch ohne Nachweis von Stellplatzen errichtet
werden duirfen.

Bestehende Satzungen, welche Stellplatzzahlen Gber den Zahlen in der
GasStellV festsetzen, werden kraft Gesetzes aufgehoben.

Wollen Gemeinden an der Verpflichtung zum Bau von Stellplatzen
festhalten, sind entweder Satzungen Uber die Einfihrung einer
Stellplatzpflicht zum 01.10.2025 zu erlassen oder bestehende Satzungen
dahingehend anzupassen.

Im Markt Essing existiert keine besondere Stellplatzsatzung, so dass ab
01.10.2025 die Verpflichtung zur Errichtung von Stellplatzen dem Grunde
nach entfiele.

Von Seiten der Verwaltung wird empfohlen, eine Satzung zu erlassen,
welche auf die Zahlen in der GaStellV Bezug nimmt.

Seitens des Marktrates besteht noch Klarungsbedarf zu 8 1 Abs. 1 des
vorgelegten Satzungsentwurfs, insbesondere weil es den dort genannten
Art 81 Abs. 1 Nr. 4b BayBO nicht gibt.

Die Beschlussfassung der Stellplatzsatzung wird daher bis zur Klarung
auf eine der ndchsten Sitzungen verschoben.

TOP 04 Informationen und Anfragen

Sachvortrag:

BGM Nowy informiert den Marktrat dariiber, dass die IHK Regensburg
fur Oberpfalz / Kelheim den Markt Essing mit dem
Kommunalentwicklungs-Award 2025 gewdrdigt hat. Die Preisverleihung
fand im Rahmen einer Veranstaltung statt, bei der auch der Bayerische
Staatsminister der Finanzen und fur Heimat, Albert Furacker, MdL, zu
Gast war. Der Markt Essing Uberzeugte die Jury in der Kategorie
-Kommunen unter 8.000 Einwohner* mit seinem innovativen Projekt
»,MEMU — Mensch und Museum®. In einem sanierten Pfarrhof wurde ein



kulturelles Zentrum geschaffen, das Kunst, Geschichte und Musik
vereint. Dieses Projekt gilt als Impulsgeber fiur den Tourismus und starkt
die Identitat der Gemeinde. Besonders hervorgehoben wurde der Mut,
in Qualitat und Kultur als nachhaltige Standortstrategie zu investieren
und Kultur im landlichen Raum auf héchstem Niveau zugénglich zu
machen.

MRin Schldgl beméangelt, dass im Hohlweg die Stral3enbeleuchtung
eingewachsen sei.

AuR3erdem erkundigt sich MRi Schldgl tber die defekte Mitfahrerbank.
Diese ist laut BGM irreparabel defekt und wird entsorgt. Der Marktrat
spricht sich dafur aus, von einer Ersatzbeschaffung abzusehen.

Weiter erinnert MRin Schldgl an die Pflastersteine unter der Briicke.
Der BGM sagt aus, dass nach wie vor eine Baufirma Interesse hat, die
Steine vom Markt zu erwerben.

Nachstes Thema, welches MRin Schldgl anspricht ist das geplante
FloR fir Kulturveranstaltungen auf der Altmihl. BGM erklart hierzu,
dass dies Uber eine LEADER-Fo6rderung laufen solle. Dies ist aber noch
nicht spruchreif, auch in Bezug auf den Preis fiir das Flo3. MRin Schlégl
mochte den Eigentiimer, der bisher das Flof3 ausgeliehen hat, nochmals
wegen einem Verkauf an den Markt ansprechen.

MR Mederer moniert, dass in den Marktratsprotokollen zu den
angesprochenen Themen im TOP ,Verschiedenes® oft mit ,wird
gemacht®, ,erfolgt demnachst“ und ahnliches geantwortet wird, jedoch
der Marktrat im Nachgang nicht Uber eine Erledigung bzw. dem
Verfahrensstand informiert wird und er méchte zukinftig, dass Gber den
Stand informiert wird.

MR Mederer spricht den Zustand des Turnhallenbodens an. Dieser
sollte repariert werden. BGM hat die Angelegenheit bei der
ausfuhrenden Firma schriftlich angemahnt.

MR Mederer erwahnt, dass der Mill des Kinderspielplatzes oftmals vom
Personal des Kindergartens aufgeraumt wird. Mittlerweile ist ein
Abfalleimer aufgestellt worden.

AuRerdem erinnert MR Mederer an das schlechte Verkehrszeichen
Auenweg. Die Angelegenheit soll erledigt werden.

Weiter spricht MR Mederer den Weg Heidenstein an. Er habe letztes
Jahr beantragt, diesen von Geést und &hnlichen frei zu mulchen. Dies
wurde erledigt. Jedoch sollte dies jedes Jahr neu veranlasst werden,
und zwar von Heidenstein bis zur Briicke. Zunéachst muss allerdings erst
das Laub vom Vorjahr am Wegesrand entfernt werden. Die Fa.
Schmidbauer hatte hierzu eine Kehrmaschine.

MRin Meier missfallt ein dauerhaft parkender LKW in Altessing. Dort sei
ein Parken dieses LKWs gemaR § 12 StVO unzuléssig, da es sich um
ein reines Wohngebiet handele. Sie bittet darum, dass die Verwaltung
den Halter anschreibt, dass der LKW dort nicht geparkt werden durfe.
Bei der daraufhin entstandenen Diskussion Uber das Thema ist man im
Gremium der Meinung, dass vor Ergreifung weiterer Schritte die
Zustandigkeit geprift werden soll.



MRin Meier moniert weiter, dass trotz des Parkleitsystems, nicht auf
den ausgewiesenen Parkplatzen geparkt wird, sondern z.B. auf der
Grunflache des WWA vorm Kunstweg. Die Verwaltung solle das WWA
anschreiben, dass die Grunflache durch geeignete Ma3nahmen, wie
z.B. Balken geschutzt wird. BGM Nowy stellt fest, dass
Grundstuickseigentiimer nicht das Wasserwirtschaftsamt (WWA),
sondern das StralBenbauamt (SBA) ist. Er wird mit dem SBA
diesbeziglich Kontakt aufnehmen. Aus dem Marktrat wird der Vorschlag
unterbreitet, an dieser Stelle mit der Motorsage hergestellte Skulpturen
aufzustellen, die ein Parken an dieser Stelle unmdglich machen.

MR Schéaffer legt Fotos vom Kinderspielplatz vor, welche erkennen
lassen, dass Bretter an Spielgeraten auszutauschen sind. BGM Nowy
nimmt dies zur Erledigung auf.

MR Hierl spricht die Pflasterung Altessing an. Hier sei wieder eine
Absandung notwendig. BGM Nowy klart das.

Weiter fragt MR Hierl nach, ob der StraBenkehricht in Heidenstein
durch den Markt verursacht sei. Dies klart BGM Nowy ebenso.

Ende der 6ffentlichen Sitzung: 20:45 Uhr



